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1100-1-1 

Gesetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Abgeordnetengesetzes 
Vom 24. Mai 1991 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit­
glieder des Bayerischen Landtags (Bayerisches Ab­
geordnetengesetz) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 15. November 1990 (GVBl S . 490, BayRS 
1100-1-1) wird wie folgt geändert : 

1. Art. 6 wird wie foigt geändert : 

a) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) In jeder Wahlperiode kann ein Mit­
glied des Bayerischen Landtags auf Antrag 
für mandatsbedingte Informations- und 
Kommunikationseinrichtungen gegen Nach­
weis bis zu 20000 DM erstattet erhalten, wo­
bei je Anschaffung ein Eigenanteil von 15 v.H . 
zu leisten ist. " . 

b) Die bisherigen Absätze 4, 5 und 6 werden die 
Absätze 5,6 und 7. 

2. In Art. 9 wird "Art. 6 Abs. 2" durch "Art. 6 Abs. 2 
und 4" ersetzt. 

§2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 15. Oktober 
1990 in Kraft. 

München, den 24. Mai 1991 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Dr. M. Berghofer-Weichner 

Stellvertreterin des Ministerpräsidenten 
und Staatsministerin der Justiz 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/1991 135 

2133-2-1 

Gesetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Ingenieurekammergesetzes Bau 
Vom 24. Mai 1991 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über den Schutz der Berufsbezeich­
nung "Beratender Ingenieur" und "Beratende In­
genieurin " sowie über die Errichtung einer Bayeri­
schen Ingenieurekammer-Bau (Bayerisches Inge­
nieurekammergesetz Bau - BayIKaBauG) vom 
8. Juni 1990 (GVBI S. 164, BayRS 2133-2-1) wird 
wie folgt geändert: 

1. Art. 4 Abs. l erhält folgende Fassung: 

,, (1) 1 Die Liste der Beratenden Ingenieure 
wird von der Ingenieurekammer (Art. 9) ge­
führt. 2Aus dieser Liste muß die Zugehörigkeit 

. des Eingetragenen zu den im Bauwesen tätigen 
Beratenden Ingenieuren nach Absatz 2 oder zu 
den sonstigen Beratenden Ingenieuren ersicht­
lich sein. " . 

2. Art. 4 Abs. 4 wird aufgehoben. 

3. In Art. 5 Abs.l Nr. 3 werden die Worte "selb­
ständig und unabhängig" durch die Worte "ei­
genverantwortlich und unabhängig" ersetzt. 

4. Dem Art. 10 Abs. 5 wird folgender Satz 3 ange­
fügt : 

,,3Ein Vorverfahren nach den §§ 68ff. VwGO 
findet nicht statt." . 

5. Art. 13 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Die Mitglieder der Vertreterversamm­
lung und ihre Stellvertreter werden getrennt 
nach Wahlgruppen 

1. der Pflichtmitglieder, 
2. der freiwilligen Mitglieder, 

auf die Dauer von vier Jahren in geheimer Wahl 
nach den Vorschriften einer Wahlordnung aus 
dem Mitgliederkreis von den Kammermitglie­
dern gewählt . " . 

6. Art. 13 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

,,(6) Jedes Mitglied der Vertreterversamm­
lung kann auf Grund schriftlicher Vollmachts­
erteilung für die jeweilige Sitzung für ein ande­
res Mitglied das Stimmrecht ausüben." . 

7. Art. 14 Abs. 4 Satz 3 wird aufgehoben. 

8. Art. 20 Abs. 2 Nr. l erhält folgende Fassung: 

,, 1. wer als Angehöriger einer Fachrichtung des 
Bauingenieurwesens auf Grund des Inge­
nieurgesetzes die Berufsbezeichnung ,Inge­
nieur' zu führen berechtigt ist und" . 

9. Art. 21 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

" lJeder hat das Recht auf Auskunft aus der Li­
ste der Beratenden Ingenieure, dem nach Art . 8 
Abs. 2 geführten Verzeichnis und der Liste der 
bauvorlageberechtigten Ingenieure über Fami­
liennamen, Vornamen, a~ademische Grade und 
Anschriften. " . 

10. Art. 26.Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,, (4) IGegen eine Entscheidung des Eintra­
gungsausschusses findet ein Vorverfahren nach 
den §§ 68ff. VwGO nicht statt. 2Der Eintra­
gungsausschuß bei der Kammer ist fähig , am 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren beteiligt 
zu sein (§ 61 Nr. 3 VwGO) ; er wird durch den 
Vorsitzenden vertreten. " . 

11. In Art. 35 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte "in­
nerhalb von längstens neun Monaten" durch 
die Worte "innerhalb von längstens 18 Mona-
ten" ersetzt. . 

12. Dem Art. 39 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ange­
fügt : 

,, 2Der Eintragungsausschuß kann über die Ein­
tragung in der Liste der bauvorlageberechtig­
ten Ingenieure ab dem 1. Juli 1991 mit Wirkung 
zum 1. Juli 1992 entscheiden." . 

§ 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1991 in Kraft. 

(2) Für die Zeit vom 1. Juli 1990 bis zum Inkraft­
treten dieses Gesetzes findet Art. 14 Abs. 4 Satz 3 
keine Anwendung. 

München, den 24. Mai 1991 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

- Dr. M. Berghofer-Weichner 

Stellvertreterin des Ministerpräsidenten 
und Staatsministerin der Justiz 
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2210-8-2-K 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes 

zur Ausführung des Staatsvertrags 
über die Vergabe von Studienplätzen 

Vom 24. Mai 1991 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrags 
über die Vergabe von Studienplätzen vom 19. Fe­
bruar 1988 (GVBI S . 18, BayRS 2210':"'8- 2-K) wird 
wie folgt geändert: 

1. Dem Art. 6 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange­
fügt : . 
,,2Durch Rechtsverordnung kann bestimmt wer­
den, daß bei Durchführung eines landesweiten 
oder örtlichen Auswahlverfahrens für einzelne 
Bewerbergruppen dem Anteil dieser Bewerber­
gruppen entsprechende Quoten gebildet werden, 
soweit dies im Hinblick auf Art und Typus der er­
worbenen Hochschulzugangsberechtigung zur 
Sicherstellung der Chancengerechtigkeit not­
wendig ist. " . 

2. Art. 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Zuständiges Landesministerium und zu­
ständige Landesbehörde im Sinn der Bestim­
mungen des Staatsvertrags ist das Staatsmini­
sterium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst. " . 

3. In Art. 11 Abs.2 .werden nach den Worten 
"Art. 6" ciie Worte "Abs. 1 Satz 2" und ein 
Komma eingefügt. 

4. In Art. 2 Sätze 1 und 5, Art. 3 Abs. 2 Satz 2, Art. 5 
Abs. 1 und Art. 11 Abs. 2 werden jeweils die 
Worte "Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst" durch die Worte "Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus , Wissenschaft -und Kunst" 
und in Art. 3 Abs. 2 Satz 3 die Worte "Staatsmini­
steriums für Wissenschaft und Kunst" durch die 
Worte "Staatsministeriums für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst" ersetzt. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 1991 in Kraft. 

München, den 24. Mai 1991 

Der Bayerische Ministerpräsident 

In Vertretung 

Dr. M. Berghofer-Weichner 

Stellvertreterin des Minist~rpräsidenten 
und Staatsministerin der Justiz 
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2030-2-42-F 

Verordnung 
zur Änderung der 

Fürsorgeverordnung München 

Vom 14. Mai 1991 

Auf Grund des Art. 86b Abs . 1 des Bayerischen 
Beamtengesetzes erläßt die Bayerische Staatsregie­
rung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Gewährung einer er­
gänzenden Fürsorgeleistung an Beamte und Hich­
ter mit dienstlichem Wohnsitz in München (Fürsor­
geverordnung München - FürsVM -) vom 20. No­
vember 1990 (GVBI S . 501, BayRS 2030-2-42-F) 
wird wie folgt geändert : 

1. Die Überschrift der Verordnung erhält folgende 
Fassung: 

"Verordnung über die Gewährung einer ergän­
zenden Fürsorgeleistung an Beamte und Richter 
(Fürsorgeverordnung - Fürs V) " . 

2. § 1 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) 1 Beamte und Richter des Freistaates 
Bayern mit dienstlichem Wohnsitz in einer 
Gemeinde nach Art . 86b Abs. 1 des Bayeri­
schen Beamtengesetzes (BayBG) sowie auf 
dem Flughafen München - Franz-Josef­
Strauß (Anwendungsbereich) erhalten eine 
ergänzende Fürsorgeleistung. 2Das Staatsmi­
nisterium der Finanzen gibt die in Betracht 

. kommenden Gemeinden bekannt. " . 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,, 1 Ein Beamter oder Richter hat seinen dienst­
lichen Wohnsitz im Anwendungsbereich, 
wenn die Behörde - oder bei einer räumlichen 
Teilung der Behörde - die Dienststelle (Au­
ßenstelle, Zweigstelle), der der Beamte oder 
Richter angehört und bei der er überwiegend 
tätig ist, ihren Sitz in einer Gemeinde nach 
Art. 86b Abs. 1 BayBG oder auf dem Flugha­
fen München - Franz-Josef-Strauß hat.". 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Ein Beamter in Ausbildung hat seinen 
dienstlichen Wohnsitz im Anwendungsbereich 

1. für die Dauer der Ausbildung, solange 
diese schwerpunktmäßig bei Behörden 
oder Dienststellen im Anwendungsbereich 
durchgeführt wird; eine lediglich vorüber­
gehende lehrgangs- oder sonst ausbil­
dungsbedingte Abwesenheit von der Be­
hörde oder Dienststelle bleibt unberück­
sichtigt; 

2. für die Dauer der Zuweisung, wenn er aus­
bildungsbedingt für mindestens vier Wo­
chen einer Behörde oder Dienststelle im 
Anwendungsbereich zugewiesen wird oder 

3. für die Dauer der Teilnahme an einem min­
destens vierwöchigen Lehrgang, wenn die­
ser Lehrgang bei einer Einrichtung im An­
wendungsbereich abgehalten wird." . 

3. § 2 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2; Satz 2 
wird aufgehoben. 

4. In § 3 Satz 3 wird ,,§ 2 Abs. 3" durch ,,§ 2 Abs. 2" 
ersetzt. 

5. In § 6 werden die Worte "in München" durch die 
Worte "im Anwendungsbereich" ersetzt. 

§ 2 

1 Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au­
gust 1990 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des 31. De­
zember 1995 außer Kraft. 

München, den 14. Mai 1991 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h . c. Max Streibl 
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300-2-3-J 

Zwölfte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die amtsgerichtlichen 
Zweigstellen 

Vom 30. April 1991 

Auf Grund des Art. II § 3 der Verordnung zur ein­
heitlichen Regelung der Gerichtsverfassung vom 
20 . März 1935 (BGBI III 300-5) erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium der Justiz folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Die Anlage zu § 2 der Verordnung über die amts­
gerichtlichen Zweigstellen (BayRS 300-2-3-J), zu­
letzt geändert durch Verordn.ung vom 17. Oktober 
1984 (GVBI S.442), erhält in Nummer 6 folgende 
Fassung: 

,,6. Bezirk der Zweigstelle Donauwörth 

a) Gemeinden: 

Asbach-Bäumenheim 

Buchdorf 

Daiting 

Donauwörth 

Genderkingen 

Holzheim 

Kaisheim 

Marxheim 

Mertingen 

Monheim 

Münster 

Niederschönenfeld 

Oberndorf a. Lech 

Rain 

Rögling 

Tagmersheim 

Tapfheim 

b) Gemeindefreie Gebiete : 

Brand 

Esterholz" 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1991 in Kraft. 

München, den 30. April 1991 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Dr. M. Berghofer-Weichner, Staatsministerin 
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221O-8-2-1-1-K 

Zwölfte Verordnung 
zur Änderung der 

Vergabeverordnung ZVS 

Vom 7. Mai 1991 

Auf Grund von Art. 16 Abs. 1 Nrn. 1 bis 13 des 
Staatsvertrags über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 14. Juni 1985 (GVB11986 S. 218, BayRS 2210-8-
1-K) in Verbindung mit § 72 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 des 
Hochschulrahmengesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 9. April 1987 (BGEl I S.1170), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 
1990 (BGEl I S. 2806) sowie Art. 11 Abs. 2 des Geset­
zes zur Ausführung des Staatsvertrags über die Ver­
gabe von Studienplätzen vom 19. Februar 1988 
(GVBI S. 18, BayRS 221O-8-2-K) in Verbindung mit 
Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Überleitung von 
Zuständigkeiten auf das Staats ministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst vom 
13. Dezember 1990 (GVBI S . 510, BayRS 1102-5-S) 
erläßt das Bayerische Staats ministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die zentrale Vergabe von Stu­
dienplätzen und die Durchführung eines Feststel­
lungsverfahrens (Vergabeverordnung ZVS) vom 
31. Juli 1985 (GVBI S. 294, BayRS 2210-8-2-1-1-K), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 8. Novem­
ber 1990 (GVBI S . 503), wird w~e folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 werden nach dem Wort "durchge­
führt" folgende Worte eingefügt: 

"oder ein Studiengang nach § 33a Hochschul­
rahmengesetz in das Verfahren der Zentral­
stelle einbezogen worden ist". 

2. In § 2 erhält die Bestimmung des Begriffs "Stu­
dienanfänger" folgende Fassung: 

"ein Bewerber, der in dem Studiengang, für den 
er die Zulassung beantragt, oder in einem 
gleichnamigen Studiengang noch nicht an einer 
Hochschule auf dem Gebiet der Bundesrepu­
blik Deutschland eingeschrieben ist oder einge­
schrieben war; erfolgte die Einschreibung'für 
einen Teilstudienplatz, gilt der Bewerber für 
diesen Studiengang als Studienanfänger; Be­
werber, die in dem gewählten oder in einem 
gleichnamigen Studiengang bereits an einer 
Hochschule auf dem Gebiet der Bundesrepu­
blik Deutschland eingeschrieben waren, kön­
nen ihre Zulassung für diesen Studiengang so­
wohl als Studienanfänger als auch nach Maß­
gabe der Vorschriften für die Zulassung zu hö­
heren Fachsemestern beantragen, " . 

3. In § 4 Nr. 2 werden nach den Worten "abge­
schlC!ssen hat" folgende Worte angefügt: 

"und ob er nach dem 31. März 1991 als Student 
an einer Hochschule in den in Artikel 1 Abs. 1 
des Einigungsvertrags genannten Ländern und 
in dem Teil des Landes Berlin, in dem das 
Grundgesetz vor dem 3. Oktober 1990 nicht 
galt, eingeschrieben war, gegebenenfalls für 
welche Zeit er eingeschrieben war.". 

4. In § 12 Abs. 4 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgender Satzteil angefügt: 

"soweit sie nicht Bewerbern mit einer deut­
schen Hochschulzugangsberechtigung vorbe­
halten ist. " . 

5. § 13 wird wie folgt geändert: 

. a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird das Wort "oder" 
durch ein Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 3 wird das Komma durch 
das Wort "oder" ersetzt. 

ce) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
eingefügt: 

,,4. ein Kind unter 18 Jahren oder einen 
pflegebedürftigen sonstigen Ange­
hörigen bis zur Dauer von drei Jah­
ren betreut oder gepflegt haben," . 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort "Be­
werbers" und in Absatz 2 Nr.2 nach dem 
Wort "Dienstes" jeweils die Worte "oder sei­
nerTätigkeitnachAbsatz 1 Nr. 4" eingefügt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
"Dienstes" die Worte "oder seiner Tätigkeit 
nach Absatz 1 Nr. 4" eingefügt. 

6. In § 17 Abs .. 4 Satz i Halbsatz 2 werden die 
Worte "wegen eines Dienstes nach § 13 Abs. 1 
oder Abs. 5" durch die Worte "aus den in § 13 
Abs.1 oder Abs. 5 genannten Gründen" ersetzt. 

7. In § 21 Abs. 2 werden nach den Worten "abgelei­
stet haben werden" ein Komma und die Worte 
"bzw. glaubhaft machen, daß sie eine Tätigkeit 
nach § 13 Abs.1 Nr. 4 bis zu den genannten Zeit­
punkten mindestens 15 Monate ausgeübt haben 
werden" eingefügt. 

8. § 24 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 für 
die Zulassung von Ausländern, soweit sie nicht 
Bewerbern mit einer deutschen Hochschulzu­
gangsberechtigung vorbehalten ist, und die 
Quote nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 4 für die Auswahl' 
nach dem Ergebnis des Auswahlgesprächs wer­
den nur im Hauptverfahren gebildet." . 

9. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Satz 4 Halbsatz 1 wer­
den jeweils nach dem Wort" beantragten" die 
Worte" oder einen gleichnamigen" eingefügt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr.4 werden nach dem Wort 
"Dienst" die Worte "nach § 13 Abs. 1 
Nrn. 1 bis 3 oder Tätigkeit nach § 13 
Abs.1 Nr. 4" eingefügt. 
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bb) In Satz 3 werden nach den Worten 
"Dienstes nach § 13 Abs. 1" die Worte 
"Nrn. 1 bis 3 oder einer Tätigkeit nach 
§ 13 Abs.l Nr. 4" eingefügt. 

c) In Absatz 6 Satz 2 werden nach dem Wort 
"Dienstes" die Worte "oder einer Tätigkeit" 
eingefügt. 

d) In Absatz 7 Satz 1 werden nach dem Wort 
"beantragten" die Worte "oder einem gleich­
namigen" eingefügt. 

10. In § 30 Abs. 2 werden nach den Worten "abgelei­
stet haben werden" ein 'Komma und die Worte 
"bzw. glaubhaft machen, daß sie eine Tätigkeit 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 4 bis zu den genannten Zeit­
punkten mindestens 15 Monate ausgeübt haben 
werden" eingefügt. 

11. § 36 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die 
Worte "ein Abendgymnasium oder ein 
Kolleg" durch die Worte "eine Einrich­
tung des Zweiten Bildungsweges" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "deutsche 
Hochschulzugangsberechtigung" durch 
die Worte "in der Bundesrepublik 
Deutschland oder an einer deutschen 
Auslandsschule erworbene Hochschul­
zugangsberechtigung" und die Worte 
"im Geltungsbereich des Staatsver­
trags " durch die Worte "in der Bundes­
republik Deutschland" ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Von der Teilnahme am Feststellungsver­
fahren ist auch ausgeschlossen, wer nach 
dem 30. September 1991 ein Studium an einer 
Hochschule in den in Artikel 1 Abs. 1 des 
Einigungsvertrags genannten Ländern und 
dem Teil des Landes Berlin, in dem das 
Grundgesetz vor dem 3. Oktober 1990 nicht 
galt, abgeschlossen hat.". 

12. In § 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 werden die Worte "im 
Geltungsbereich des Staatsvertrags" durch die 
Worte "in der Bundesrepublik Deutschland" 
ersetzt. 

13 . Es wird folgender § 48b eingefügt: 

,,§ 48b 

Übergangsregelung 
zum Feststellungsverfahren 

1 Wer im November 1990 am Feststellungsver­
fahren teilgenommen hat und zu diesem Zeit­
punkt seinen alleinigen Wohnsitz in den in Arti­
kel 1 Abs. 1 des Einigungsvertrags genannten 
Ländern und dem Teil des Landes Berlin, in 
dem das Grundgesetz vor dem 3. Oktober 1990 
nicht galt, hatte, ist berechtigt, im November 
1991 erneut am Feststellungsverfahren teilzu­
nehmen. 2Mit der erneuten Teilnahme wird der 
auf Grund der Teilnahme im November 1990 er­
gangene Feststellungsbescheid unwirksam. " . 

14. In Anlage 1 werden in der Fußnote 2 die Worte 
Sommersemester 1991" durch die Worte" Win­

tersemester 1991/92" ersetzt. 

15. Anlage 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 9 erhält folgende Fassung: 

,,9. 1Bei Hochschulzugangsberechtigungen 
aus der ehemaligen Deutschen Demokra­
tischen Republik und aus den in Artikel 1 
Abs. 1 des Vertrags zwischen der Bundes­
republik Deutschland un.d d.~r Deu.tschen 
Demokratischen RepublIk uber dIe Her­
stellung der Einheit Deutschlands - Eini­
gungsvertrag - vom 31. August 1990 ge­
nannten Ländern und dem Teil des Lan­
des Berlin, in dem das Grundgesetz vor 
dem 3. Oktober 1990 nicht galt , errechnet 
die für die Ausstellung des Zeugnisses zu­
ständige Stelle eine Durchschnittsnote 
auf der Grundlage des Beschlusses der 
Kultusministerkonferenz vom 8. Juli 
1987 in der Fassung vom 8. Oktober 1990 
(Beschlußsammlung der Kultusminister­
konferenz Nr. 289.1) ; die Durchschnitts­
note ist auf eine Stelle nach dem Komma 
zu bestimmen, wobei nicht gerundet 
wird, und wird auf dem Zeugnis oder in 
einer besonderen Bescheinigung ausge­
wiesen. 2Die Zentralstelle legt diese 
Durchschnittsnote bei der Rangplatzbe­
stimmung zugrunde." . 

b) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 10 
und wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird vor dem Wort "Hoch­
schulzugangsberechtigungen" das Wort 
"sonstigen" eingefügt. 

bb) Es wird folgender neuer Satz 3 einge­
fügt: 

3Bei Bewerbern, die Staatsangehörige 
~ines Mitgliedstaates der Europäischen 
Gemeinschaften sind, wird die Durch­
schnittsnote von der Zentralstelle be­
rechnet; die Berechnung erfolgt auf der 
Grundlage des Beschlusses der Kultus­
ministerkonferenz vom 15. März 1991 
(Beschlußsammlung der Kultusmini­
sterkonferenz Nr. 289.5). ". 

ce) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden 
Sätze 4 und 5. 

c) Die bisherigen Nummern 10 und 11 werden 
Nummern 11 und 12. 

§ 2 

1 Diese Verordnung tritt am 15. Juni 1991 in Kraft. 
2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum 
Wintersemester 1991/92. 

München, den 7. Mai 1991 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2210-8-2-6-K 

Fünfte Verordnung 
zur Änderung der 

Voranmeldefristenverordnung 

Vom 10. Mai 1991 

Auf Grund von Art. 9 Abs.2 Nr.2 und Art. 11 
Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Staatsver­
trags über die Vergabe von Studienplätzen vom 
19. Februar 1988 (GVBl S. 18, BayRS 2210-8-2-K) 
in Verbindung mit Art. 1 Abs.1 Satz 1 des Gesetzes 
zur Überleitung von Zuständigkeiten auf das 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst vom 13. Dezember 1990 (GVBI 
S.510, BayRS 1102-5-S) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Festsetzung von Vor­
anmeldefristen für nichtzulassungsbeschränkte 
Studiengänge (Voranmeldefristenverordnung -
VAV) vom 15. April 1983 (GVBI S.253, BayRS 
2210-8-2-6-K), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 5. Mai 1988 (GVBI S. 124), wird wie folgt 
geändert: . 

1. Dem Satz 1 der Anlage wird folgender Satz 2 an­
gefügt: 

,,2An der Technischen Universität München ist 
im Studiengang oder Teilstudiengang Sport eine 
Voranmeldung nur erforderlich, wenn eine lm-

. matrikulation in einem höheren Fachsemester 
oder ein Studiengangwechsel beabsichtigt ist." . 

2. Nummer 1 der Anlage erhält folgende Fassung: 

,,1. Technische Universität München 
a) Diplom: 

aa) Agrarwissenschaften 
bb) Bauingenieurwesen 
cc) Brauwesen - Getränketechnologie 
dd) Brauwesen - (zweijähriger Studiengang) 
ee) Chemie 
ff) Elektrotechnik 
gg) Geographie 
hh) Geologie 
ii) Lebensmitteltechnologie 
jj) Maschinenwesen 
kk) Mineralogie 

11) Physik 
mm) Sport 
nn) Vermessungswesen 

b) Lehramt an beruflichen Schulen: 

aa) Bautechnik 
bb) Chemie 
cc) Elektrotechnik 
dd) Landwirtschaft 
ee) Metalltechnik 
ff) Sport 

c) Lehrämter an Grund-, Haupt- und Sonderschulen: 

aa) Arbeitswissenschaft 
bb) Hauswirtschaftswissenschaft 
cc) Sport 

d) Lehramt an Realschulen: 

aa) Hauswirtschaftswissenschaft 
bb) Erweiterungsstudium Informatik 
cc) Sport 

e) Lehramt an Gymnasien: 

aa) Sport 

f) Aufbaustudiengänge: 

aa) Arbeits- und Wirtschaftswissenschaften 
bb) Chemie- Ingenieur-Technik 
cc) Denkmalpflege 
dd) Getränketechnologie 
ee) Kerntechnik 
ff) Städtebau 
gg) Umweltschutz-Technik" 

§ 2 

1 Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1991 in Kraft. 
2Sie gilt erstmals für das Wintersemester 1991/92. 

München, den 10. Mai 1991 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Haps Zehetmair, Staatsminister 
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2133-1-1-1 

Verordnung 
zum Bayerischen Architektengesetz 

über die Verfahren vor dem 
Eintragungsausschuß 

Vom 21. Mai 1991 

Auf Grund des Art. 42 Abs. 1 des Bayerischen 
Architektengesetzes (BayArchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. November 1990 
(GVBl S.513, BayRS 2133-1-1) erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium des Innern folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Geschäftsstelle 
1 Die Bayerische Architektenkammer errichtet 

für den Eintragungsausschuß eine Geschäftsstelle. 
2Die Geschäftsstelle führt die laufenden Geschäfte 
nach den Weisungen des Mitglieds des Eintra­
gungsausschusses, welches den Vorsitz führt (Vor­
sitzender). 3Sie prüft insbesondere die Vollständig­
keit der Angaben und Unterlagen, die für die Ent­
scheidungen erforderlich sind, und bereitet die Sit­
zungen vor. 4Sie führt eine Liste der beim Eintra-

. gungsausschuß eingehenden Anträge in der Rei­
henfolge des Eingangs. 

§ 2 

Geschäftsordnung 
(1) Der Eintragungsausschuß gibt sich eine Ge­

schäftsordnung. 
(2) IDer Vorsitzende des Eintragungsausschus­

ses bestimmt vor Beginn eines jeden Kalenderjah­
res für dessen Dauer, in welcher Weise, in welcher 
Zusammensetzung und in welcher Reihenfolge die 
Mitglieder des Ausschusses in den einzelnen Sit­
zungen mitwirken. 2Die Bestimmung kann wäh­
rend des Kalenderjahres nur geändert werden, 
wenn zwingende Gründe es erfordern. 

§ 3 
Verfahren 

(1) IDerVorsitzende des Eintragungsauschusses 
beraumt den Sitzungstermin an und setzt dessen 
Tagesordnung fest. 2Anträge auf die Eintragung 
sollen möglichst in der Reihenfolge ihres Eingangs 
zur Sitzung gebracht werden. 3Der Vorsitzende lei-
tet die Verhandlung und Beratung. ' 

(2) 1 Reichen die vorgelegten Unterlagen zur Ent­
scheidung nicht aus, so kann der Eintragungsaus­
schuß verlangen, daß sie ergänzt, insbesondere daß 
weitere Nachweise vorgelegt werden. 2Der Eintra­
gungsausschuß kann auch Zeugen und Sachver­
ständige hören und das persönliche Erscheinen der 
Betroffenen anordnen. 

(3) Bei den Entscheidungen des Eintragungsaus­
schusses sind Stimmenthaltungen nicht zulässig. 

(4) 1 Über die Verhandlung ist eine Niederschrift 
anzufertigen. 2Die Niederschrift ist vom Vorsitzen­
den zu unterzeichnen. 

(5) IDie Entscheidungen des Eintragungsaus­
schusses sind schriftlich abzufassen und vom Vor­
sitzenden zu unterschreiben. 2Sie sind, wenn sie die 
Betroffenen belasten, zu begründen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

§4 

Eintragungsan trag 
für die Architektenliste 

(1) Der Antrag auf Eintragung in die Architek­
tenliste muß mindestens Angaben enthalten über 
den Namen des Antragstellers , Zeit und Ort seiner 
Geburt, seine melderechtliche Hauptwohnung, den 
Ort seiner Niederlassung oder überwiegenden Tätig­
keit, seine Staatsangehörigkeit, seine Fachrich­
tung und Tätigkeitsart, für die die Eintragung ge­
wünscht wird, und über die Zahl und Art der An­
lagen . 

(2) Dem Eintragungsantrag sind beizufügen: 

1. Ein Nachweis über die melderechtliche Haupt­
wohnung (Meldebescheinigung), über den Ort ei­
ner Niederlassung oder einer überwiegenden Be­
schäftigung, 

2. ein amtliches Führungszeugnis, 

3. eine Erklärung, daß keine der in Art. 5 Bay ArchG 
aufgezählten Gründe vorliegen, die der Eintra­
gung in die Architektenliste entgegenstehen 
können. 

(3) Außerdem sind beizufügen: 

1. im Fall des Art. 4 Abs. 1 und 2 BayArchG 

a) das Zeugnis über die erfolgreiche Abschluß­
prüfung an einer der dort genannten Einrich­
tungen, 

b) Nachweise über Art, Umfang, Zeit und Ort ei­
ner nachfolgenden mindestens dreijährigen 
praktischen Tätigkeit nach Art. 1 BayArchG 
sowie gegebenenfalls Nachweise gemäß Art. 4 
Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 BayArchG, 

oder 

die Bestätigung über die Eintragung in die 
. Architektenliste eines anderen Bundeslandes 

oder 

die Bestätigung über die vorangegangene Lö­
schung der Eintragung in die Architektenliste 
eines anderen Bundeslandes und über den 
Grund der Löschung, 

2. im Fall des Art . 4 Abs. 3 BayArchG 

a) Nachweise über Art, Umfang, Zeit und Ort 
einer mindestens zehnjährigen praktischen 
Tätigkeit in einer Fachrichtung gemäß Art. 1 
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Abs.l bis 3 BayArchG unter Aufsicht eines 
Architekten; gegebenenfalls eine Bestätigung 
über die Dauer des Besuchs einer Berufsfach­
schule für Innenarchitektur, 

b) gegebenenfalls den Nachweis über eine Prü­
fung auf Hochschulniveau, 

3. im Fall des Art. 4 Abs. 4 BayArchG 

a) die Vorlage eigener Arbeiten oder 

b) bei Staatsangehörigen eines anderen Mit­
gliedstaates der Europäischen Gemeinschaf­
ten die Vorlage eines Prüfungszeugnisses die­
ses Mitgliedstaates. 

§ 5 

Ausstellung der Bescheinigung 
für in die Architektenliste 

eingetragene Staatsangehörige 
eines Mitgliedstaates 

der Europäischen Gemeinschaften 

(1) Der Antrag auf Ausstellung der 'Bescheini­
gung der vierjährigen Berufserfahrung gemäß 
Art. 3 Abs. 3 Nr.l BayArchG sowie der Antrag auf 
Ausstellung einer Bescheinigung zum Nachweis 
der Berufsbefähigung nach Art . 3 Abs.3 Nr. 2 
BayArchG müssen mindestens Angaben enthalten 
über den Namen des Antragstellers, über Zeit und 
Ort seiner Geburt, über seine Staatsangehörigkeit 
und über die Zahl und Art der Anlagen. 

(2) Dem Antrag nach Art. 3 Abs. 3 Nr.l BayArchG 
sind beizufügen: 

1. Nachweise über eine abgeschlossene mindestens 
dreijährige Ausbildung auf dem Gebiet der Archi­
tektur (Hochbau) an einer deutschen Fachhoch­
schule oder deutschen Gesamthochschule, die 
den Anforderungen des Art. 3 der Richtlinie 
85/384/EWG des Rats vom 10. Juni 1985 (ABI EG 
Nr. L 223 S. 15) entspricht und Zugang zu den in 
Art. 1 dieser Richtlinie genannten Tätigkeiten in 
der Bundesrepublik Deutschland unter der Be­
rufsbezeichnung "Architekt" verschafft, 

2. Nachweise über Art, Umfang, Zeit und Ort einer 
mindestens vierjährigen Berufserfahrung in der 
Bundesrepublik Deutschland, 

3. eigene Arbeiten, die eine überzeugende Anwen­
dung der in Art . 3 der Richtlinie 85/384/EWG des 
Rats vom 10. Juni 1985 genannten Kenntnisse 
darstellen. 

(3) Dem Antrag nach Art. 3 ~bs. 3 Nr. 2 
BayArchG sind beizufügen: 

1. Ein Prüfungszeugnis, das vor dem 1. Januar 1973 
in einem Studiengang für Architektur von einer 
deutschen Ingenieur- oder Werkkunstschule 
ausgestellt wurde, 

2. Nachweis über Art, Umfang, Zeit und Ort einer 
nachfolgenden mindestens sechsjährigen prakti­
schen Tätigkeit im Sinn des Art. 1 der Richtlinie 
85/384/EWG des Rats vom 10. Juni 1985, 

3. eigene Pläne, die der Antragsteller während die­
ser praktischen Tätigkeit erstellt und ausgeführt 
hat. 

§ 6 

Verzeichnis 
für auswärtige Architekten 

(1) Die Anzeige für das erstmalige Erbringen 
von Leistungen durch auswärtige Architekten im 
Sinn des Art. 7 BayArchG muß mindestens Anga­
ben enthalten über den Namen des Antragstellers, 
über Zeit und Ort seiner Geburt, über seine Woh­
riung, den Ort seiner etwaigen Niederlassung und 
den Ort seiner überwiegenden beruflichen Beschäf­
tigung sowie über seine Staatsangehörigkeit. 

(2) Der Anzeige sind folgende Unterlagen beizu­
fügen: 

1. Nachweise über die Berechtigung zur Führung 
der Berufsbezeichnung nach Art. 2 Abs. 1 und 2 
BayArchG auf Grund einer gesetzlichen Rege­
lung des Landes oder des auswärtigen Staates, 
in dem der Antragsteller seinen Wohnsitz, seine 
Niederlassung oder seine überwiegende Be­
schäftigung hat oder 

2. a) die in § 4 dieser Verordnung für die einzelnen 
dort aufgeführten Personenkreise geforder-
ten Unterlagen und . 

b) Nachweise, aus denen sich ergibt, daß in dem 
Land oder dem auswärtigen Staat, in dem der 
Antragsteller seine Wohnung, seine Nieder­
lassung oder seinen Ort der überwiegenden 
Beschäftigung hat, eine vergleichbare gesetz­
liche Regelung nicht besteht und 

c) eine Erklärung, daß keine der in Art. 5 
BayArchG aufgezählten Versagungsgründe 
vorliegen. 

(3) Außerdem sind beizufügen: 

1. Eine Erklärung, aus der sich ergibt, daß der An­
tragsteller nicht Mitglied einer Architektenkam­
mer im Geltungsbereich des Grundgesetzes ist, 

2. eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, daß der 
Beruf des Architekten im Staat der Niederlas­
sung oder des Dienst- oder Beschäftigungsortes 
rechtmäßig ausgeübt wird und 

3. ein Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonsti­
gen Befähigungsnachweis über eine anerkannte 
abgeschlossene Ausbildung oder gleichwertige 
Befähigung auf dem Gebiet der Architektur (des 
Hochbaus). 

§ 7 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1991 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung zum Bayeri­
schen Architektengesetz über das Verfahren vor 
dem Eintragungsausschuß vom 14. Dezember 1970 
(BayRS 2133-1-1-1) außer Kraft. 

München, den 21. Mai 1991 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund S t 0 i be r, Staatsminister 
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